
Brüderle: „Löhne in der Altenpflege steigen im Median auf 4.438

Euro“ 

Anstieg um 6,9 Prozent – Löhne sind in 10 Jahren um 74 Prozent

gestiegen

Erneut ist das Medianentgelt für Altenpflegefachkräfte mit einem Plus von 6,9

Prozent deutlich von 4.153 Euro auf 4.438 Euro im Monat angestiegen, so die

neuesten Zahlen für das Jahr 2025 der Bundesagentur für Arbeit. Damit liegt das

Medianengelt weiter deutlich über dem Medianentgelt aller bei der Bundesagentur

für Arbeit erfassten Entgelte. Das Medianentgelt über alle Branchen – auch der

akademischen Berufe – lag bei 4.217 Euro (plus 5,1 Prozent). Damit liegen die

Altenpflegefachkräfte 221 Euro über dem Median aller Entgelte. 2015 lag das

Entgelt einer Altenpflegefachkraft noch 527 Euro unter dem Median aller Entgelte.

Das höchste Medianentgelt erzielen Altenpflegefachkräfte in Baden-Württemberg

mit 4.614 Euro und in Hamburg mit 4.579 Euro. Schlusslichter sind Mecklenburg-

Vorpommern mit 4.277 Euro und Sachsen mit 4.188 Euro. In 15 von 16

Bundesländern liegt das Medianentgelt einer Altenpflegefachkraft mittlerweile über

dem Medianentgelt aller Beschäftigten.

Zu den Zahlen erklärt der Präsident des bpa Arbeitgeberverband e.V. Rainer

Brüderle:

„Die neuen Zahlen zeigen eindrucksvoll, welche Entwicklung die Altenpflege in den

vergangenen Jahren genommen hat. Innerhalb von zehn Jahren sind die

Medianlöhne der Altenpflegefachkräfte um 74 Prozent gestiegen. Diese

Entwicklung darf die Bundesregierung mit ihren Reformplänen jetzt nicht aufs Spiel

setzen. Wer einerseits gute Löhne in der Pflege fordert, andererseits aber deren

verlässliche Refinanzierung infrage stellt, handelt widersprüchlich. Gerade die

privaten Pflegeanbieter müssen auch künftig in der Lage sein, ihren Beschäftigten

attraktive Gehälter zu zahlen und im Wettbewerb um dringend benötigte Fachkräfte

zu bestehen.

Wir brauchen eine Pflegereform, die faire Wettbewerbsbedingungen für alle Träger

schafft und die Vielfalt unserer Versorgungslandschaft sichert. Private

Pflegeanbieter tragen einen wesentlichen Teil der Versorgung in Deutschland. Sie

dürfen gegenüber anderen Trägern nicht benachteiligt werden. Wer ihre

wirtschaftliche Grundlage und ihre Wettbewerbsfähigkeit schwächt, gefährdet am

Ende nicht nur Unternehmen und Arbeitsplätze, sondern die Versorgung der

Pflegebedürftigen. Eine Reform muss diejenigen stärken, die jeden Tag

Verantwortung für gute Pflege übernehmen – unabhängig davon, in welcher

Trägerschaft sie dies tun.“
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 Die Zahlen der Entgeltstatistik können Sie der angehängten Tabelle entnehmen.

Sie entstammen der Seite https://web.arbeitsagentur.de/entgeltatlas/

Bundeskabinett beschließt Nationalen Aktionsplan zur Förderung

von Tarifverhandlungen 

Das Bundeskabinett hat einen Nationalen Aktionsplan zur Förderung von

Tarifverhandlungen (NAP) mit mehreren Einzelmaßnahmen beschlossen. Den

Nationalen Aktionsplan können Sie hier abrufen. Grundlage des NAP ist die EU-

Mindestlohn-Richtlinie. Sie verpflichtet Mitgliedstaaten, in denen die

Tarifabdeckung unter 80 % liegt, einen Rahmen und darüber hinaus einen

nationalen Aktionsplan vorzulegen, um Tarifverhandlungen zu fördern.

Der bpa Arbeitgeberverband hat sich an einem öffentlichen Konsultationsverfahren

des Bundesarbeitsministeriums zum NAP beteiligt und eigene Vorschläge zur

Förderung von Tarifverhandlungen eingebracht. Unsere Stellungnahme ist hier

(Seiten 48 bis 54) öffentlich abrufbar.

Der nun beschlossene Nationale Aktionsplan enthält folgende Maßnahmen:

Bundestariftreuegesetz (seit 1. Mai 2026 in Kraft getreten)

Digitales Zugangsrecht von Gewerkschaften in die Betriebe

Steuerliche Anreize für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft (seit 1. Januar

2026 in Kraft)

Änderungen im Arbeitszeitgesetz: Wechsel zur wöchentlichen

Höchstarbeitszeit und elektronische Arbeitszeiterfassung werden konkret als

Maßnahmen genannt, die „je nach konkreter Ausgestaltung dazu beitragen,

das Tarifvertragssystem zu stärken“

Weitere arbeitsmarkt-/klimapolitische Maßnahmen mit

Tarifbindungsvorgaben (kurzzeitige kontingentierte Beschäftigung,

Qualifizierungsgeld, Förderung von Klimaschutzverträgen), seit 2024 in Kraft.

Der Aktionsplan beschreibt die Wirklichkeit der Verbreitung von Tarifverträgen in

Deutschland unzureichend. So gilt beispielsweise in der Pflegebranche zusätzlich

zum Pflegemindestlohn seit 2022 flächendeckend eine Pflicht zur tariftreuen

Entlohnung. In anderen Branchen werden vielfach tarifvertragliche

(Teil-)Regelungen auf die gesamte Branche erstreckt bzw. ganze Brachen

übernehmen arbeitsvertraglich einschlägige, tarifvertragliche Regelungen.
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https://web.arbeitsagentur.de/entgeltatlas/
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsrecht/nap-tarifverhandlung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsrecht/nap-tarifverhandlung-anhaenge.pdf?__blob=publicationFile&v=1


Er ist weitestgehend eine Retrospektive mit politischen Vorhaben, die bereits im

Koalitionsvertrag angekündigt und größtenteils in Kraft getreten sind.

Kritisch ist, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarten Änderungen bei der

Arbeitszeit als konkrete Maßnahme für Anreize zur Stärkung des

Tarifvertragssystem genannt werden. Das ist eine Abwandlung zum

Koalitionsvertrag. Die längst überfällige Arbeitszeitreform darf nicht mit weiteren

Vorbehalten verwässert werden. Wir benötigen den Wechsel zu einer

wöchentlichen Höchstarbeitszeit direkt im Gesetz.

Der Aktionsplan dient mit diesen Maßnahmen als Grundlage für gesetzliche

Tarifzwänge und einseitige Unterstützung einzelner Sozialpartner. Auf diese Weise

werden Tarifverhandlungen nicht gefördert.

Der Nationale Aktionsplan zur Förderung von Tarifverhandlungen soll demnächst

an die EU-Kommission gemeldet werden. Über die weiteren

Umsetzungsmaßnahmen werden wir Sie auf dem Laufenden halten.
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